
Reinhard Schneider

Sprachenpolitik imMittelalter

Das Thema „Sprachenpolitik im Mittelalter“ läßt sich aus mediävistischer For¬
schungstradition nur mit etwas Mühe rechtfertigen. Zwar achtet auch die Ge¬
schichtsforschung für das Mittelalter auf sprachliche Zusammenhänge und so¬
genannte Sprachenfragen, doch geschieht dies im allgemeinen eher am Rande
und nicht unter besonderem politischen Aspekt. Selbst das große Werk von
Amo Borst über den „Turmbau von Babel. Geschichte der Meinungen über Ur¬
sprung und Vielfalt der Sprachen und Völker“ (Stuttgart 1957-63) verwendet
den Begriff Sprachenpolitik wohl nur einmal, 1 und Michael Richters Aufsatz
von 1982 über „Die Sprachenpolitik Karls des Großen“ kann als krasse Aus¬
nahme gewertet werden - vielleicht erschien der Aufsatz auch deshalb in der
germanistischen Fachzeitschrift „Sprachwissenschaft“. 2

Wenn der Begriff im eigentlichen Sinne weithin zu fehlen scheint und die spe¬
zielle Aufmerksamkeit sehr begrenzt und nur selten anzutreffen ist, so dürfte
doch das Phänomen als solches vorhanden sein.

Ein zeitlicher Rückgriff auf ein Werk aus dem frühen 5. Jahrhundert, das im
Mittelalter eminent beachtet wurde, mag den angeschnittenen Sachverhalt ver¬
deutlichen. In seinem „Gottesstaat“ behandelt Augustin „den dritten Kreis der
menschlichen Gesellschaft“, der die Gemeinwesen bzw. Städte überwölbt: „Es
ist wie bei einer Ansammlung von Wassern; mit der Größe wachsen die Gefah¬
ren. Vor allem entfremdet die sprachliche Verschiedenheit die Menschen un¬
tereinander. Wenn zwei sich begegnen und nicht an einander vorübergehen,
sondern durch irgend einen zwingenden Grund auf einander gewiesen werden
und dabei einer die Sprache des anderen nicht versteht, so geschieht es, daß
stumme Tiere, selbst verschiedener Gattung, sich leichter zu einander gesellen
als jene, wiewohl sie beide Menschen sind. Da sie infolge der Verschiedenheit
der Sprache ihre Gedanken nicht austauschen können, nützt ihnen nämlich zur
gesellschaftlichen Annäherung die Ähnlichkeit der natürlichen Beschaffenheit
nicht. So erklärt es sich, daß ein Mensch lieber mit seinem Hund als mit einem
fremden Menschen verkehrt. Und es hat das gebieterische Rom darauf Mühe

Borst, Amo: Der Turmbau von Babel. Geschichte der Meinungen über Ursprung und
Vielfalt der Sprachen und Völker, Band II: Ausbau, Teil 2, Stuttgart 1995, S. 681.
Richter, Michael: „Die Sprachenpolitik Karls des Großen“, in: Sprachwissenschaft 7
(1982), S. 412-437.
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verwandt, um den unterworfenen Völkern nicht nur sein Joch, sondern auch
seine Sprache friedlich aufzuerlegen; es fehlt auch nicht an Dolmetschen. Dies
ist wahr; aber durch wie viele und große Kriege, mit welch großen Men¬
schenopfern, mit wie viel Blutvergießen ist dies erreicht worden?“ 3

Augustin spricht das Problem der Sprachunterschiede deutlich an, unterstreicht
die Notwendigkeit sprachlicher Kommunikation und bietet für unseren Zusam¬
menhang zugleich einen wertvollen Beleg für Sprachenpolitik: Rom habe sei¬

nen unterworfenen Völkern die eigene Sprache aufgezwungen, möglichst auf
friedliche Weise, tatsächlich aber eher gewaltsam; die Verpflichtung zur lateini¬
schen Sprache folgte der militärischen Unterwerfung unmittelbar. Sie sollte das
Eroberte festigen, war demnach Mittel zum Zweck, und wohl nur vorüberge¬
hend stellten die neuen Herren eine überquellende Menge an Dolmetschern, die
als Instrumente zwischen Siegern und Besiegten fungierten, bis letztere hinrei¬
chend das Lateinische beherrschten. Aus dem zitierten Kontext läßt sich schlie¬
ßen, daß dann erst Gedankenaustausch und allgemeine Kommunikation, dann
aber auch gesellschaftliche Annäherung (ad consociandos homines) möglich
waren. Von einer Tilgung fremder Sprachen klingt in Augustins Darstellung
nichts an: jedoch Latein als Staats- und Verwaltungssprache, daneben - zwar
abgestuft - durchaus anerkannte Lebensrechte der diversae linguae. Von ein¬
deutiger römischer Sprachenpolitik wird man gleichwohl reden müssen, sowohl
im Hinblick auf den Plural Sprachen als auch hinsichtlich des betont politischen
Charakters und Ranges der Maßnahmen.

Nur mit einem knappen Seitenblick soll die Singularform Sprachpolitik ge¬
streift werden. Sie liegt vor, wenn etwa der Frankenkönig Chilperich (560/561-
584), der theologisch und literarisch recht ambitioniert war, dem lateinischen
Alphabet vier neue Buchstaben anfügen wollte, um lautlichen Bedürfnissen von
sogenannten Germanischsprechem entgegenzukommen. Hier handelte es sich
um Bestrebungen innerhalb einer Sprache, ganz gewiß aber mit politischem
Nachdruck, also Sprachpolitik, die Gregor von Tours auch unverhüllt erkennen
läßt: Chilperich „fügte auch unserem Alphabet einige Buchstaben hinzu, näm¬
lich (ß (Omega), wie es die Griechen haben, ae, the, wi, wofür die Schriftzei¬
chen folgende sind: ... und (Chilperich) sandte Schreiben in alle Städte seines
Reiches, daß die Knaben so unterrichtet und die alten Bücher mit Bimsstein ra¬
diert und umgeschrieben werden sollten.“4

Als Sprachpolitik wird man auch Karls des Großen Bemühungen um eine Rei¬
nigung der Sprache, gerade des Lateins, ansprechen müssen, die mit einer groß¬
angelegten Schriftreform, welche zur karolingischen Minuskel führte, gekop¬
pelt wurden. Von weiteren Beispielen für innersprachliche Reformbemühungen

3 Augustinus: De civitate Dei 19,7; die Übersetzung nach: Augustinus: Der Gottesstaat,
hrsg. von Karl Völker, Jena 1923 (Die Herdflamme 4), S. 147 f.

4 Gregor von Tours: Historiae Francorum V, 44 (ed. Krusch, S. 253 f.)
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sei hier abgesehen, zumal kein ähnlich deutliches Herrscherinteresse wie bei
Chilperich und Karl dem Großen belegbar ist und unser Hauptaugenmerk oh¬

nehin Beispielen mittelalterlicher Sprachenpolitik gelten soll.

Auf Karl den Großen ist jedoch auch hierbei hinzuweisen. Michael Richter hat
1982 herausgearbeitet, daß Karl in drei Bereichen Sprachenpolitik betrieben
habe, nämlich zur „Reform des Latein als Schriftsprache seit 789, deren wich¬
tigstes Ziel die Sicherung der Rechtgläubigkeit nach römisch-lateinischem
Vorbild war“, ferner „als Förderung des Latein als lingua Romana, als ge¬

schriebene Version der Umgangssprache im westlichen und südlichen Franken¬
reich“ und schließlich „als Förderung der germanischen Volkssprache, auch in
schriftlicher Aufzeichnung“. 5 Bezogen auf frühmittelalterliche Rahmenbedin¬
gungen war dies ein riesiges Unterfangen, das auch nie voll realisiert wurde,
wohl aber staunenswerte Spuren hinterließ.

Das Frankenreich war immer ein Vielvölkerstaat, auch seine Nachfolgereiche
behielten einen polyethnischen, gar multinationalen Charakter, was vor allem
für das fränkisch-deutsche und später römisch-deutsche Reich des Mittelalters
gilt. Reiche solcher Struktur sind immer vielsprachig, mindestens zeichnen sie
sich durch große Dialektunterschiede aus, die ein allgemeines Verstehen er¬

schweren. Seit langem meint man, daß nur das Latein allen Herrschaftsträgem
und insbesondere der Kirche geläufig war, sich daher als kirchliches Kommuni¬
kationsmittel ebenso wie für zwischen- und eben auch innerstaatliche Kommu¬
nikation eignete. An sehr verbreiteten Lateinkenntnissen darf man aber auch bei
den gehobenen klerikalen wie vor allem bei den weltlichen Kreisen zweifeln.
Solcher Zweifel ist wenig angebracht, wenn es nur um den Minimalbedarf an
Lateinkenntnissen von Geistlichen geht. Über den liturgisch gebotenen Rahmen
hinaus verfügten gewiß viele Kleriker über gute Sprachkenntnisse, häufig sogar
über glänzende. Weltliche Personen mit entsprechendem Bildungsstand bildeten
eher die Ausnahme, doch sind hier wie dort zahlenmäßige Größenordnungen
nur sehr schwer abschätzbar. Immerhin ergeben sich gewisse Annäherungs¬
werte, weil die Frage nach lateinischen Sprachkenntnissen sich weitgehend mit
jener Frage kreuzt, wer denn überhaupt im Mittelalter lesen und schreiben
konnte. Für sie hat Alfred Wendehorst 1986 herausstellen können, daß der An¬
teil derer, die kursiv schreiben konnten bzw. die Gebrauchsschrift beherrschten,
im Reich des ausgehenden 15. Jahrhunderts bis zum Beginn der Reformation
annähernd 10-30 % der städtischen Bevölkemng betragen haben dürfte. 6 Im
Früh- und Hochmittelalter, als man fast ausschließlich Latein schrieb, waren die
Anteile aber weitaus geringer.

Richter, Michael (wie Anm. 2) S. 436.
Wendehorst, Alfred: „Wer konnte im Mittelalter lesen und schreiben?“, in: Fried, J.

(Hrsg.): Schulen und Studium im sozialen Wandel des hohen und späten Mittelalters,
Sigmaringen 1986 (Vorträge und Forschungen 30), S. 9-33, hier bes. S. 32,
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Auf dem Lateinischen als ihrer Kultsprache hat die mittelalterliche katholische
Kirche immer bestanden. Für die gottesdienstliche Liturgie gab es keine Abstri¬
che - über eine tschechisch-südslawische Ausnahme müßte eigens geredet wer¬
den

*2****

7

8

und nur für die Predigt war der Gebrauch der jeweiligen Volkssprache
statthaft, wohl aber kaum durchgängig üblich. Immerhin gab es hinreichende
Elastizität, auch wenn der Grundsatz beibehalten wurde: Dies gilt zum Beispiel
für die Hinzuziehung von Dolmetschern bei der Predigt - ein Bernhard von
Clairvaux verfügte über mehrere, jeweils dem betreffenden Sprachraum ange¬

messene interpretes', sie sind sogar namentlich bekannt. Elastisch verfuhr man¬
cher selbst bei der Beichtpraxis, wenn beispielsweise Bischöfe im Land ihrer
Neuberufung sich von Dolmetschern helfen ließen.8 Das Beichtgeheimnis blieb
dabei gewahrt, denn der interpres galt nach kanonischer Rechtsauffassung als
Instrument; in heutigen zwischenstaatlichen Verhandlungen ist es übrigens
ebenso.

Solche und ähnliche Details dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß die
Kirche strikt an ihrem Latein festhielt, auch die Heilige Schrift sollte nicht (von
jedermann) übersetzt werden, weshalb beispielsweise im 14. Jahrhundert kursie¬
rende volkssprachliche Bibelübersetzungen aus Furcht vor häretischen Gedan¬
ken, die sich bewußt oder unbewußt in die Übersetzung einschleichen könnten,
unterdrückt wurden. Kaiser Karl IV. verpflichtete sich 1369 ausdrücklich zur
Unterstützung solcher Maßnahmen. 9 Schwer zu durchschauen sind die betref¬
fenden Sprachprobleme hinter kirchlichen Abgrenzungen, beispielsweise hinter
Klostermauem. Zwar weiß man längst von rein deutschen Konventen im tsche¬
chischsprachigen Böhmen, von rein deutschsprachigen Konventen im Prußen-
land, im Weichseldelta, im französischsprachigen Westen usw. Selbstverständ¬
lich sind allenthalben auch gegenteilige sprachliche Ausrichtungen von Klöstern
belegbar. Die entsprechende Palette ist jedenfalls sehr vielfarbig und läßt eine
Fülle sprachenpolitischer Intentionen erkennen, kaum jedoch zielbewußte,
großräumig und breit angelegte Sprachenpolitik. Solche ist eher bei einem der
großen Reformorden des 12. und 13. Jahrhunderts zu belegen. Der zentrali¬
stisch ausgerichtete Zisterzienserorden, dessen Äbte zur jährlichen Sitzung des

' Die vielerörterte Thematik (zuletzt etwa: Dolezel, Heidrun: „Die Gründung des Prager
Slavenklosters“, in: Seibt, F. (Hrsg.): Kaiser Karl IV. Staatsmann und Mäzen , München
21978, S. 112-114; Wörster, Peter: „Monasterium sancti Hieronymi Slavorum ordinis
sancti Benedicti“, in: Patze, H. (Hrsg.): Kaiser Karl IV. (1316-1378). Forschungen über
Kaiser und Reich, Göttingen 1978, S. 721-732) ist jüngst einer sehr kritischen Prüfung
unterzogen worden von Rothe, Hans: „Das Slavenkloster in der Prager Neustadt bis zum
Jahre 1419“, in: Jahrbücher für die Geschichte Osteuropas 40 (1992), S. 1-26 und S.
161-177.

8 Beispiele bei Richter, Michael: Sprache und Gesellschaft im Mittelalter. Untersuchungen
zur mündlichen Kommunikation in England von derMitte des 11. bis zum Beginn des 14.
Jahrhunderts , Stuttgart 1979 (Monographien zur Geschichte des Mittelalters 18).

9 Regesta Imperii VIII, 1 Nr. 7287 (17. Juni 1369).
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Generalkapitels im burgundischen Citeaux bei Dijon zu reisen verpflichtet wa¬
ren, bestand hart auf dem Lateinischen als der verbindlichen Kommunikations¬
sprache im Orden. Zugleich erwartete der Orden von seinen Äbten, daß sie die
jeweilige Landessprache beherrschten, was im allgemeinen der Fall war, in
Ländern wie Irland oder Wales jedoch, die unter anglonormannische Fremd¬
herrschaft geraten waren, sich mitunter nicht durchsetzen ließ, zumal einheimi¬
sche Konvente, die oft auch kein Latein verstanden, selbst offen rebellierten.
Berüchtigt ist beispielsweise die ,conspiratio Mellifontis 4

, eine von der Zisterze
Mellifont im östlichen Irland ausgehende Rebellion zahlreicher irischer Zister¬
zienserklöster in der Zeit zwischen 1216 und 1231. 10 Den Hintergrund bildeten
letztlich die Auswirkungen der normannischen Invasion, die auch Irland erfaß¬
ten und zunächst die Gründung des Zisterzienserklosters Mellifont im Jahre
1142 begünstigt hatten. Die Abtei gründete ihrerseits zahlreiche Tochterklöster,
und bis 1224 gab es 34 Zisterzen auf der grünen Insel, die als „filiatio
Mellifontis“ organisiert waren. Parallel zu dieser Entwicklung erfolgte aber
eine ungewöhnlich große Zuwanderung angelsächsischer Siedler nach Irland,
was zu harten Versteifungen der irischen Bevölkerung führte und sich auch in
den Zisterzienserklöstem in Form einer betont nationalirischen Ausprägung
niederschlug. Da der Gesamtorden dies nicht hinnehmen wollte, schickte er
unter dem Vorwand notwendiger Klosterreformen Visitatoren, die mit mili¬
tärischer Gewalt sich (meist) durchsetzten und sprachliche Auflagen machten.
Jeder Mönch, sogar schon Novize, mußte Latein sprechen und verstehen -
damit er die Auflagen des Generalkapitels und seiner Visitatoren überhaupt be¬
greife; Äbte überdies das Französische, die allgemeine Verkehrs- und Um¬
gangssprache der auf dem Kontinent gelegenen Mutterabtei Clairvaux, zu deren
Großfiliation die irischen Zisterzen gehörten. Den von Mellifont ausgehenden
bewaffneten Widerstand gegen letztlich anglonormannische Überfremdung
kann man hier nur streifen; er währte 15 Jahre und zielte zentral auf sprachliche
Zumutungen mit ethnischen Konsequenzen. Der Ordensvisitator Stephan Le-
xington, der später selbst Abt von Clairvaux werden sollte, bestand jedenfalls
energisch auf den Sprachforderungen des Generalkapitels der Zisterzienser,
wenngleich er leicht modifizierte: Niemand dürfe künftig in irischen Klöstern
als Mönch aufgenommen werden, nisi qui culpam suam confiteri noverit gallice
vel latine. „Wie aber“, so schrieb er 1228, „könne jemand das Kloster oder ein
Buch lieben, der nichts kennt außer das Irische? So würde nur der Turm von
Babel (wieder) errichtet werden, wo der Schüler den Lehrer nicht verstehe und
weder Unterschiede noch Gemeinsamkeiten wahrgenommen werden, so daß,
wenn einer um ein Brot bitte, der andere statt des Brotes ihm einen Stein reiche
und statt eines Fisches einen Skorpion“.U

*11

O’Dwyer, Barry W.: The Conspiracy ofMellifont, 1216-1231, Dublin 1970 (Medieval
Irish History Series No.2); zu Mellifont vgl. Lexikon des Mittelalters s.v.

11 Lexinton, Stephan: „Registrum epistolarum“ Nr.37, in: Grießer, B. (Hrsg.): Analecta
sacri ordinis Cisterciensis 2 (1946), S. 47.
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Da im Rahmen eines so weitgefaßten Themas wie der Sprachenpolitik im Mit¬
telalter allenfalls deren Vorhandensein belegt und ein gewisser Überblick ange¬

strebt werden kann, muß sich diese Skizze auch bei Teilaspekten auf Andeu¬
tungen beschränken, sofern die Quellen- und Forschungslage es überhaupt er¬
lauben. Zweisprachigkeit ist grundsätzlich in sprachlichen Mischzonen sowie in
Grenzregionen gegeben. Im slawisch-deutschen Siedlungsraum ist sie hingegen
nicht selbstverständlich. So sah der Sachsenspiegel für die Sprache vor Gericht
unterschiedliche Verfahren vor, wenn der Slawe bzw. Wende des Deutschen
nicht mächtig oder aber zweisprachig war. Letzterer hatte keinen Anspruch dar¬
auf, in seiner Muttersprache angesprochen zu werden. Daraus ergaben sich
mancherlei Komplikationen, die noch in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts
zu Einschränkungen bei der Verwendung des Wendischen vor Gericht führten.
Hans K. Schulze, der 1980 diese Zusammenhänge untersucht hat, wertete die
Einschränkungen jedoch „kaum als Ausdruck einer nationalistischen Einstellung
oder gar einer bewußten ,Sprachpolitik* ..., sondern eher als den Versuch, die
Funktionsfähigkeit der Rechtsprechung zu sichern. Die meisten Richter waren
ohne Zweifel deutscher Herkunft, und es dürfte ihnen schwer gefallen sein, eine
in slavischer Sprache geführte Gerichtsverhandlung zu leiten, und in gleicher
Weise dürfte das auch für die Schöffen gegolten haben. Ein Verfahren in deut¬
scher Sprache war leichter durchzuführen, und deshalb sollten Wenden, die des
Deutschen mächtig waren, eine Klage nicht dadurch abweisen können, daß sie
sich auf ihr Recht beriefen, in ihrer Muttersprache angesprochen zu werden.“! 2

Obwohl also eine über sehr lange Zeiten kolportierte These vom „Verbot des
Wendischen als Gerichtssprache“ - mitunter angeblich gar unter Androhung der
Todesstrafe - nicht zu belegen und somit unhaltbar ist, lassen sich technische
Erleichterungen, die sich sozusagen zu systemimmanenten Zwängen steigern
konnten, in ihren sprachlichen Auswirkungen nicht ganz wegdisputieren; inso¬
fern waren sie gewiß auch politisch nicht irrelevant. Ohnehin sollte man die
mitunter vielfältigen Auswirkungen von eher schlichten technischen Anwei¬
sungen oder Regelungen nicht unterschätzen, selbst wenn diese zunächst nicht
als sprachenpolitisch anzusehen sind. Vielleicht gehört in diesen Zusammen¬
hang auch eine Maßnahme Rudolfs von Habsburg. Johann von Viktring berich¬
tet nämlich, König Rudolf habe auf seinen frühen Hoftagen angeordnet, man
solle Privilegien künftig in der Volkssprache abfassen, weil das schwierige La¬
tein Irrtümer und größte Zweifel produziere und die Laien betrüge (Decretum
in hiis curiis fuit, ut privilegia vulgariter conscribantur, quia Latinitatis diffi¬
cultas errores et dubia maxima pariebat et laycos decipiebat,)

12

13 In dieser Nach-

12 Schulze, Hans K.: „Slavica Lingua Penitus Intermissa. Zum Verbot des Wendischen als
Gerichtssprache“, in: Grothusen, K.-D. u. Zemack, K. (Hrsg.): Europa slavica - Europa
orientalis. Festschrift für Herbert Ludat zum 70. Geburtstag, Berlin 1980, S. 354-367,
hier S. 360.

13 Johann von Viktring, Liber certarum historiarum II, 4 Rec.A (ed. Schneider, F.: MG
SSrG 36, 1909, S. 221). — Vgl. Schneider, Reinhard: „Das Königtum als Integrations-
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rieht läßt sich ein bewußtes Reagieren des „Bürgerkönigs“ Rudolf auf Bedürf¬
nisse und Einfluß bürgerlicher Privilegienempfänger sehen,

*

14 andererseits spie¬
gelt sich hier aber auch die volkssprachliche Verhandlungspraxis auf Reichsta¬
gen, wo nur sehr selten und mit gewissem Risiko für den jeweiligen Sprecher in
lateinischer Sprache geredet wurde. Gerade für die Zeit Rudolfs von Habsburg
bezeugen dies die Österreichische (oder: Steirische) Reimchronik und abermals
Johann von Viktring: Auf dem Reichstag zu Augsburg 1275 sei Bischof Wem-
hard von Seckau als Sachwalter Ottokars von Böhmen aufgetreten, habe in la¬

teinischer Rede König Rudolfs Wahl angefochten und die Königswähler von
1273 heftig angegriffen. 15 „Die ganze Versammlung war schon gereizt durch
das Lateinisch-Sprechen des Bischofs, und als die Laien, die nicht Latein ver¬
standen, erfuhren, was er gesagt, gerieten sie in hellen Zorn über solche uner¬
hörte Anmaßung.“ 16 Rudolf soll die Empörten jedoch haben beruhigen können.
Des Bischofs Anliegen verwies er dabei an eine Kirchenversammlung. Hier da¬
gegen, so argumentierte der König unter anderem, seien Laienfürsten versam¬
melt, und hier würden iura regum et leges imperatorum in lingua et eloquenda
maternali a principibus secularibus verhandelt (tractarentur), 17

Wie aber wurden Sprachprobleme im großen, überregionalen Hansebereich be¬

wältigt? Zunächst ist zu beachten, daß der einzelne Hansekaufmann durchgän¬
gig wenig Neigung zeigte, sich Fremdsprachenkenntnisse anzueignen, aber
gleichwohl häufig genug mit sprachlichen Verständigungsschwierigkeiten kon¬
frontiert wurde. Die in solchen Situationen erkennbare Grundhaltung blieb
nüchtern und pragmatisch. Zugute kam ihr, daß unter Lübecks normierendem
Einfluß das Mittelniederdeutsche weitgehend als Verkehrssprache gelten
konnte. 18 Ob diese allgemeine Anerkennung erzwungen worden war, bleibt of¬
fen, dürfte aber recht unwahrscheinlich sein. Im Kaufmannsalltag, zumal des
östlichen Ostseeraumes, gab es mit dem sogenannten Undeutschen überdies eine
notdürftige, minimalsprachliche Verständigungsform, die sich auf primitive
Beherrschung des kaufmännischen Wortschatzes einschließlich simpelster In¬
struktionen beschränkte. Für Reval liegen Zeugnisse vor, daß interessierte
Kaufleute im allgemeinen binnen 17 Wochen (oder 4 Monaten) diese „undeut-

faktor im Reich,“ in: Ehlers, J. (Hrsg.): Ansätze und Diskontinuität deutscher Nations¬
bildung im Mittelalter, Sigmaringen 1989 (Nationes 8), S. 76.

14 Martin, Thomas: „Das Bild Rudolfs von Habsburg als „Bürgerkönig“ in Chronistik,
Dichtung und moderner Historiographie“, in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 112

(1976), S. 228.
15 Österreichische Reimchronik 112, V. 11067ff. (MG Deutsche Chroniken 5,1 S.172 ff.).
16 Redlich, Oswald: Rudolf von Habsburg, Innsbruck 1903, ND 1965, S. 239.
^ Johann von Viktring (wie Anm.13) S. 222.
18 Dollinger, Philippe: Die Hanse, Stuttgart 1966, S.341 ff.; Hoen, Barbara: Deutsches

Eigenbewußtsein in Lübeck. Zu Fragen spätmittelalterlicher Nationsbildung, Sigma¬
ringen 1994 (Histor. Forschungen 19), S. 146 ff. Zu Lübecks Rolle s. ebd. S. 147 Anm.
780 den Bezug aufWertungen von Willy Sanders.
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sehe“ Sprache erlernen konnten. 19 Sofern die Hanse selbst jedoch in diplomati¬
sche Verhandlungen gezogen wurde, beispielsweise mit Dänemark oder Eng¬
land, schätzte man „das Latein als traditionelle Verhandlungssprache“; es wurde
im ausgehenden 15. Jahrhundert, wie unlängst Barbara Hoen belegen konnte,
durchaus noch „als über den einzelnen Volkssprachen stehende middelsprake
verstanden.“

19

20 Im Hinblick auf die deutsche bzw. mittelniederdeutsche Sprache
ist Hoens zusätzliche Feststellung wichtig genug, daß „ein abgrenzendes oder
gar kämpferisches Sprachbewußtsein ... sich aber in diesem Kontext nicht
nachweisen“ lasse.21

Von der Sprache vor Gericht sind wir mit Hinweisen auf die Hanse zum kauf¬
männischen und partiell administrativen Bereich übergegangen. Mit Blickrich¬
tung nach Westen und in die dortigen Grenzregionen soll der angeschnittene
Komplex noch etwas näher betrachtet werden. In der Verwaltungspraxis der
vorrangig französischsprachigen Stadt Metz wurden die amtlichen Schreiben in
Romanisch verfaßt, von deutschen Partnern empfing man Briefe in deutscher
Sprache - getreu dem Grundsatz: Man schreibt in der eigenen Sprache und setzt
voraus, daß „ein Empfänger im anderen Sprachgebiet zur Übersetzung fähig
ist“22 - [so verfahren auch wir heute im Regelfall und erleben mitunter böse
Überraschungen! ].

Im spätmittelalterlichen Metz übersetzte man zusätzlich deutsche Schreiben für
den Rat (und wohl auch für die Akten) ins Romanische, teils frei, teils para-
phrasierend, teils vor allem fehlerhaft. Die Stadt besoldete für diese Tätigkeit
eigens betraute Übersetzer, und zwar in durchaus anspruchsvoller Weise. Dieses
Verfahren wurde jedoch nicht allenthalben praktiziert. Emst Karpf hat nämlich
1987 darauf hingewiesen, daß „in den sprachlich geteilten Territorien ... die
Kanzleien über bestimmte Schreiber und Sekretäre (verfügen), die beide Spra¬
chen perfekt beherrschen und so die Sprache des jeweiligen Adressaten
(jedenfalls solange er kein Angehöriger der gleichen herrschaftlichen Verwal¬
tung ist) respektieren bzw. in umgekehrter Richtung dessen Schriftstücke un¬
mittelbar bearbeiten können.“23 Vielleicht kommt in diesen Fragen den Metzer
Übersetzern eine herausgehobene Bedeutung zu, während schon die benachbarte
Bischofsstadt Verdun im ausgehenden 15. Jahrhundert nicht über hinreichende
Übersetzerfähigkeiten mehr verfügte. Sie ließ nämlich „etwa die zwischen dem

19 Johansen, Paul und von zur Mühlen, Heinz: Deutsch und Undeutsch im mittelalterlichen
und frühneuzeitlichen Reval (Ostmitteleuropa in Vergangenheit und Gegenwart 15),
Köln/Wien 1973 , S. 375.

20 Hoen, B. (wie Anm.18) S. 148.
21 Ebd.
22 Karpf, Emst: „Zu administrativen und kulturellen Aspekten der Sprachgrenze im spät¬

mittelalterlichen Herzogtum Lothringen“, in: Rheinische Vierteljahrsblätter 51 (1987), S.
167-187, hierS. 184 f.

23 Ebd. S. 184.

72



1. März 1497 und dem 1. März 1498 eingegangenen deutschsprachigen Schrei¬
ben des Römischen Königs in Metz übersetzen“, wie Dieter Heckmann nach¬
wies. 24

Ein zusätzlicher Blick sei auf das Herzogtum Lothringen gerichtet, wo seit dem
letzten Viertel des 15. Jahrhunderts sich Tendenzen zeigen, die durchaus als
gezielte sprachenpolitische Maßnahmen anzusprechen sind - beispielsweise,
wenn man das „Französische als Einheitssprache für bestimmte Verwaltungs¬
akte zu etablieren“ suchte. So verfügte Herzog René II. in einem Mandat von
1481 an seine Rechnungskammer, d.h. an president et gens de comptes du
duchie de Lorraine , künftig dürften keinerlei „comptes du bailliage d’Alle¬
magne, die in deutscher Sprache abgefaßt sind“, mehr entgegengenommen
werden. Zulässig seien nur noch Rechnungen in Französisch und Latein. 25

Der knappe Überblick läßt deutlich erkennen, daß sprachenpolitische
Wirkungen von Einschränkungen fremder Sprachen vor Gericht ausgingen, daß
städtische Behörden zwar Probleme eines zweisprachigen Schriftverkehrs auf¬
fingen, mit der Kostenträchtigkeit ihrer Verfahrensweise jedoch absehbare
Vereinheitlichungsmaßnahmen förderten und daß schließlich am Ausgang des
Mittelalters fürstliche Territorialherrschaft, wie das lothringische Beispiel von
1481 zeigt, durchaus rationalisierend vereinheitlicht und damit im Bereich des
staatlichen Rechnungs- und Abrechnungswesens beginnt.

Wenn nicht alles täuscht, so bleiben im allgemeinen Belege für gezielte Spra¬
chenpolitik rar. Dies läßt mit gebotener Vorsicht nach Gründen fragen. Viel¬
leicht kann man darauf hinweisen, daß gewollter oder erzwungener Verzicht
auf Durchsetzung der eigenen Muttersprache eine Art faktische Toleranz ge¬
genüber fremden Sprachen voraussetzt. Für mittelalterliche Verhältnisse ließe
sich auch an die besondere Sprachkompetenz von Herrschern denken, wenn¬
gleich solche gewiß nicht durchgängig belegbar und auch nicht allenthalben zu
erwarten ist. Immerhin bieten die Metzer Chroniken Huguenins ein schönes
Beispiel, das die Sprachsituation im gehobenen Bürgertum einer Stadt in der
Grenzregion illustriert. Zur Vorbereitung eines Kaiserbesuchs in Metz war eine
städtische Gesandtschaft von der Mosel zu Sigismund nach Basel gereist, und
der Kaiser erkundigte sich bei ihr über bestimmte Modalitäten: Je ne say s’ilz
m entendront en tioche, ou si je parlerai laitin. Et ledit maistre Jaicque de
Siercque dit: Sire, parlez lequel quil vous plaira: ce sont gens qui entendent de
plusieurs langaiges... Adoncque ledit empereur di qu’il le diroit en laitin et en
tioche , ...26 Kaiser Sigismund entsprach mit dieser Haltung einer allgemeinen

2^ Heckmann, Dieter: „Zum Persönlichkeitsbild des Metzer Patriziers Andre Voey de Ryn-
eck (1444—1525/29)“, in: Jahrbuch für westdeutsche Landesgeschichte 15 (1989), S. 58.

25 Karpf (wie Anm.22) S. 185.
26 Huguenin, I. F. (Hrsg.): Les chroniques de la ville de Metz, 900-1552, 1838, S. 185;

Heckmann, D. (wie Anm. 24) S. 57.
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Forderung seines Vaters Karl IV., die für diesen mehrfach belegt ist und mit
der Fixierung in der Goldenen Bulle von 1356 verfassungsrechtliche Bedeutung
für das Reich erlangt hatte. Hinter ihr steht die Rechtsfigur einer herrscherli¬
chen Personalunion, welche die Zusammenfassung unterschiedlicher Herr¬
schaftskomplexe bis hin zu Fürstentümern und Königreichen in der Hand eines
Herrschers ermöglichte, ohne die Selbständigkeit der einzelnen Teile grund¬
sätzlich anzutasten. Nur die Person des Herrschers bildete die gemeinsame
Klammer, und die Respektierung der Glieder war politisch geboten. Psycholo¬
gisch wirkte sie sich am stärksten aus, wenn der betreffende Herrscher die
Sprache des jeweiligen Herrschaftsbereichs verstand, sprach und schrieb. Hierin
sah Kaiser Karl IV. ein wesentliches Element politischer Klugheit, und er
empfahl bereits für die kurfürstlichen Prinzen eine entsprechende Sprachausbil-
dung, damit sie einst des vielgliedrigen Reiches „Gesetze und die Verwaltung
verschiedenartiger, durch Sitten, Lebensweise und Sprache sich unterscheiden¬
der Völker“ regeln könnten. „In der Eigenart verschiedener Sprachen und
Zungen (sollten sie) unterwiesen werden, damit sie mehr Leute verstehen und
von mehr Leuten verstanden werden, wenn sie bei der Fürsorge für die Be¬
dürfnisse so vieler der kaiserlichen Majestät beistehen und einen Teil ihrer Re¬
gierungssorgen tragen.“27 Dies kommt dem Verzicht auf eine allgemeine Spra¬
chenpolitik gleich, obwohl hinzugefügt werden muß, daß dem lockeren Gefüge
des römisch-deutschen Reiches spätestens seit dem 14. Jahrhundert zwingende
staatliche Maßnahmen nie entsprochen hätten, geschweige hätten realisiert wer¬
den können. Nur insofern läßt sich - trotz beeindruckendem Respekt vor ande¬
ren ethnischen und nationalen Identitäten und ihren Dialekten wie Sprachen -
nicht von modellartiger staatlicher Toleranz unter Verzicht auf Sprachenpolitik
sprechen. Reflektiert war die zitierte Haltung gleichwohl, wie sich beispiels¬
weise in sprachdidaktischen Anweisungen der zitierten Goldenen Bulle von
1356 entnehmen läßt: „Die Söhne oder Erben und Nachfolger“ der Kurfürsten
(und des Kaisers) sollten, „- da man als wahrscheinlich voraussetzt, daß sie die
ihnen angestammte deutsche Sprache kennen und von Kindheit an gelernt haben- von ihrem siebenten Lebensjahr an in der lateinischen, der italienischen und
der tschechischen Sprache unterrichtet werden, so daß sie bis zum vierzehnten
Lebensjahr, je nach der ihnen von Gott verliehenen Begabung, damit vertraut
seien; denn dies wird nicht nur für nützlich, sondern aus obgenannten Gründen
für höchst notwendig erachtet, weil diese Sprachen am meisten für den Ge¬
brauch und Bedarf des heiligen römischen Reiches angewendet zu werden pfle¬
gen und weil in ihnen die wichtigsten Reichsgeschäfte verhandelt werden. Wir
verordnen aber, daß bei obigem folgendes Verfahren eingehalten werde: Es sei
der freien Wahl der Eltern überlassen, entweder, wenn sie Söhne haben, diese,
andernfalls die nächsten Verwandten, von denen sie annehmen, daß sie ihnen in

27 Die Goldene Bulle Kaiser Karls IV. vom Jahre 1356, bearb. v. Fritz, Wolfgang D.
(MGH, Fontes iuris Germanici antiqui 11, 1972) c. 31, S. 90; die Übersetzung folgt
Müller, Konrad: Die Goldene Bulle Kaiser Karls IV. 1356 (Quellen zur neueren
Geschichte 25, Bern 2

1964), S. 97/99.
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ihren Fürstentümern voraussichtlich nachfolgen werden, an Orte zu senden, wo
sie diese Sprachen erlernen können, oder ihnen in ihren eigenen Häusern spra¬
chenkundige Erzieher, Lehrer und Gespielen zu geben, damit sie gleichermaßen
durch Umgang und Unterricht diese Sprachen erlernen können.“28

Die Empfehlungen aus dem Schlußkapitel der Goldenen Bulle von 1356, deren
zitierter Text als persönlichste Einwirkung des Kaisers gilt,29 reichen über ein
Bewußtsein, im eigenen Reich über sprachlichen Reichtum zu verfügen, wohl
noch hinaus, denn gerade der Herrscher soll ja durch eigene Sprachkenntnisse
sich die persönliche Chance verschaffen, die Sprachvielfalt zu meistern, ihr ge¬
wachsen zu sein und sie gleichwohl in ihrer Substanz nicht anzutasten. Darin
liegt ein beachtenswerter Unterschied zu Stephans des Heiligen Ratschlägen an
seinen Nachfolger, die er in seiner Institutio morum fixierte und die zu den her-
ausragendsten Zeugnissen für mittelalterliche Sprachentoleranz gehören. König
Stephan von Ungarn (997-1038) wußte um den Wert von „Gästen“ (hospites)
und Fremden (adventicii), die sein bevölkerungsarmes Land dringend benö¬
tigte. Dabei empfand er das alte Rom durchaus als vorbildhaft für sein eigenes
Reich, und so lautete sein Ratschlag: „Wie nämlich aus den verschiedenen Lan¬
desteilen und Provinzen Gäste kommen, so bringen sie verschiedene Sprachen
und Gewohnheiten, unterschiedliche Fertigkeiten (? - documenta) und Waffen
mit sich. All das schmückt Königreiche, verleiht dem Herrscherhof Glanz und
versetzt der Überheblichkeit von Nachbarn einen anhaltenden Schrecken.“ Und
dann formulierte König Stephan unmittelbar anschließend einen Satz, der
künftigen Jahrhunderten und noch unserer eigenen Zeit in den Ohren dröhnen
müßte: „Denn ein Reich mit nur einer einzigen Sprache und nur einem einzigen
Brauchtum ist energielos und zerbrechlich“ (Nam unius lingue uniusque moris
regnum inbecille etfragile est)\30

*

Es soll knapp resümiert werden: Sprachpolitik im engeren Sinne einer auf eine
einzelne Sprache bezogenen Politik ist im Mittelalter ebenso nachweisbar wie
Sprachenpolitik, die zugunsten einer, zumeist der eigenen Sprache, andere
Sprachen zu dominieren und wohl auch zu verdrängen sucht. Die vorläufige

28 Ebd. S. 99.
29 Zeumer, Karl: Die Goldene Bulle Kaiser Karls IV., Weimar 1908, S. 109; vgl. Schneider,

Reinhard: „Karls IV. Auffassung vom Herrscheramt“, in: HZ Beiheft 2 (1973), S. 133 f.
30 „De institutione morum ad Emericum ducem, IV. De detencione et nutrimento hospitum“,

Györffy, György (Hrsg.): Wirtschaft und Gesellschaft der Ungarn um die Jahrtausend¬
wende, Wien, Köln, Graz 1983, Anhang, S. 259. Vgl. Zimmermann, Harald: „Die
deutsch-ungarischen Beziehungen in der Mitte des 12. Jahrhundert und die Berufung der
Siebenbürger Sachsen“, in: Lorenz, S. u. Schmidt, U. (Hrsg.): Von Schwaben bis Jeru¬
salem. Facetten staufischer Geschichte, Sigmaringen 1995 (Veröffentlichungen des Ale¬
mannischen Instituts 61), S. 164 (mit weiterer Literatur).
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Sichtung vermittelt den Eindruck, als seien die Formen solch nachweisbarer
Politik nicht sehr aggressiv und kämpferisch gewesen, als seien die Zuspit¬
zungsformen im allgemeinen relativ moderat geblieben. Dies dürfte im wesent¬
lichen daran liegen, daß mittelalterliche Reiche, Staaten und Territorien in eth¬

nischer Hinsicht zumeist sehr vielgestaltig waren und diese Differenziertheit
wohl auch respektiert wurde. Für großräumige Herrschaftskomplexe bot zudem
das beliebte Modell der herrscherlichen Personalunion die Chance, daß der
Herrscher durch eigene reiche Sprachenkenntnisse die sprachlichen Hürden zwi¬
schen seinen Teilreichen zu überwinden vermochte - was relativ gut belegbar
ist. Die verhängnisvolle Verknüpfung von sprachlicher Ambition mit staatlicher
Macht und Durchsetzungskraft scheint in ausgeprägter Form für das Mittelalter
nicht belegt. In Augustins eindrucksvollem Zeugnis hätte man solche sprachen¬
politischen Möglichkeiten allerdings kennenlemen können. Es soll jedoch nicht
darüber spekuliert werden, warum an Roms schlechtem Beispiel sich niemand
erkennbar orientierte. Dabei braucht man nicht die Illusion zu hegen, sprachli¬
che Distanzen bis hin zur Feindschaft habe es nicht gegeben. Nur die verhäng¬
nisvolle staatliche Sprachenpolitik, die Feindschaften so gern aufgreift, so leicht
schürt oder entfesselt, selbst wenn sie deren Beseitigung vielleicht ursprünglich
intendierte, ist nicht erkennbar ausgeprägt. Hinreichende Distanzen zwischen
unterschiedlichen Sprachgemeinschaften gab es, und ein letztes Zeugnis, das
unsere Skizze mit einer eher tierisch verbissenen Variante ergänzen kann, soll
dies dokumentieren: Der schwäbische Dominikanerreisende Felix Faber berich¬
tet in seinem Evagatorium von seiner Pilgerfahrt 1483, als er in einer venezia¬
nischen Herberge Quartier nahm: „Das gesamte Haus, Wirt und Wirtin, alle
Knechte und Mägde waren deutscher Zunge, und man hörte in jenem Haus kein
Wort Italienisch; dies empfanden wir als eine einzigartige Wohltat, weil es eine
wahre Strafe ist, mit Menschen zusammenzuleben, mit denen man sprachlich
nicht kommunizieren kann. Schon bei unserem Eintritt sprang uns ein Hund
entgegen, der Wächter des Hauses, groß und stark, und mit seinem wedelnden
Schwanz brachte er seine Freude zum Ausdruck, und er sprang an uns hoch,
wie es Hunde bei Leuten tun, die sie kennen. Dieser Hund empfing alle Deut¬
schen, aus welchem Teil Alemanniens sie kamen, mit solcher Freude. Sed ad
ingressum Italici, Lombardi, Gallici, Franci, Sclavi, Graeci, vel alterius pro-
vinciae extra Alemaniam, adeo irascitur, quod quasi rabidus aestimetur...“31

*

31

31 Faber, Felix: Evagatorium in Terrae Sanctae, Arabiae et Egypti peregrinationem 1, 1843,
S. 84; zitiert nach: Pausch, Oskar: Das älteste italienisch-deutsche Sprachbuch. Eine
Überlieferung aus dem Jahre 1424 nach Georg von Nürnberg , Wien 1972 (Veröff. d.
histor. Kommission der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 1) , S. 50. -
rabidus (tollwütig) habe ich emendiert statt des offensichtlich unsinnigen radibus bei
Pausch.
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Im Hinblick auf die Thematik, der die gesamte Tagung gilt und die ihren ein¬
deutigen Schwerpunkt in Verhältnissen der Gegenwart hat, läßt sich gewiß
dreierlei herausstellen:

1. Die Vergleichbarkeit zwischen Moderne und Mittelalter wird dadurch er¬

schwert, daß im Mittelalter Formen moderner Staatlichkeit fehlen, während
heute in erster Linie Staaten und Staatenverbände als Träger sprachenpolitischer
Zielsetzungen fungieren. Zwar sind im Mittelalter auch staatliche Bemühungen
ähnlicher Art zu beobachten, beispielsweise wenn man an bürokratische Prakti¬
ken, Rationalisierungstendenzen und anderes dieser Art denkt. Die gebotenen
Beispiele weisen aber vor allem auf nichtstaatliche Träger sprachenpolitischer
Maßnahmen, etwa auf einen Reformorden wie die Zisterzienser, der europaweit
sich ausdehnte und gleichwohl streng zentralistisch organisiert war. Auch die
deutsche Hanse ist als „Zusammenschluß von norddeutschen Kaufleuten“, der in
der Mitte des 14. Jahrhunderts in eine Städtegemeinschaft umgewandelt wurde,
kein staatliches Gebilde, obwohl sie in Teilen ein staatliches Vakuum füllt.

2. Sprachenvielfalt, im üblichen Konkurrieren miteinander, auch in Rivalität
und gar Feindschaft, tritt häufig genug auf. Hervorzuheben sind meines Erach¬
tens bemerkenswerte Bemühungen, mindestens in Großreichen oder überregio¬
nalen Organisationsformen, der sprachlichen Vielfalt nicht aggressiv oder be¬
tont kämpferisch zu begegnen, sondern ihr bewußt zu entsprechen bzw. Rech¬
nung zu tragen durch postulierte Zwei- und Mehrsprachigkeit in den staatlichen
Instanzen und in den Führungsschichten. Dieses Postulat war anspruchsvoll und
zeugt von einem beachtlichen Maß an Einsicht in gesellschaftliche Grundbe¬
dingungen, es bekundet auch politische Reife.

3. Bezogen auf unser Rahmenthema ist ein grundsätzlicher Unterschied zwi¬
schen Grenzregionen und dem Binnenland nicht erkennbar, weil auch dieses
ethnisch und sprachlich sehr differenziert war. Wohl aber treten Grenzregionen
durch eine größere Belegdichte - vermutlich vor allem infolge ausgeprägteren
Problembewußtseins - deutlicher heraus.
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